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§9

Vergütung, Besteuerung

Die Vergütung von Entwurfs-, Projektierungs- und Kon­
struktionsleistungen und die Besteuerung richten sich nach 
den geltenden Rechtsvorschriften.

§ 1 0

Entzug der Zulassung

(1) Eine gemäß § 7 erteilte Zulassung oder gemäß § 14 Abs. 3 
erteilte Zulassung oder Genehmigung kann vom Vorsitzen­
den der Zulassungskommission nach Beratung in der Zu­
lassungskommission entzogen werden, wenn

— sie auf Grund falscher Angaben erteilt wurde oder wenn 
nachträglich Tatsachen bekannt werden, die zum Versa­
gen der Zulassung oder Genehmigung geführt hätten,

— Verstöße gegen die in der Zulassung oder Genehmigung 
festgelegten Bedingungen festgestellt werden,

— schwerwiegende Mängel in den erbrachten Entwurfs-, 
Projektierungs- und Konstruktionsleistungen festgestellt 
wurden,

— die Voraussetzungen, unter denen die Zulassung oder Ge­
nehmigung erteilt wurde, nicht mehr gegeben sind.

(2) Der Entzug der Zulassung ist nur zulässig, wenn min­
destens zwei Drittel der Mitglieder der Zulassungskommis­
sion zustimmen.

Beschwerdeverfahren

§ 1 1

(1) Gegen die Beschränkung der Zulassung gemäß § 6  
Abs. 10, das Versagen der Zulassung gemäß § 7 Abs. 2, den 
Entzug der Zulassung oder der Projektierungsgenehmigung 
gemäß § 10 kann innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach 
Zugang der Entscheidung schriftlich unter Angabe der 
Gründe beim Vorsitzenden der Zulassungskommission Be­
schwerde eingelegt werden.

(2) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht 
oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb 
dieser Frist dem Vorsitzenden des Rates des Bezirkes zur 
Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde ist 
davon zu informieren. Der Vorsitzende des Rates des Bezir­
kes hat innerhalb weiterer 4 Wochen zu entscheiden.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Der 
Vorsitzende der Zulassungskommission kann jedoch die 
Durchführung der ausgesprochenen Entscheidung bis zur 
endgültigen Entscheidung vorläufig aussetzen.

(4) Die Entscheidung über die Beschwerde hat schriftlich 
zu ergehen, ist zu begründen und dem Einreicher der Be­
schwerde auszuhändigen oder zuzusenden.

§ 1 2

(1) Gegen Entscheidungen gemäß § 11 kann, nachdem über 
die Beschwerde auf dem Verwaltungswege abschließend ent­
schieden wurde, die gerichtliche Nachprüfung beantragt wer­
den.

(2) Für die Durchführung des Verfahrens ist das Kreisge­
richt zuständig, in dessen Bereich das Verwaltungsorgan sei­
nen Sitz hat, das die erste Entscheidung getroffen hat.

(3) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Geset­
zes vom 14. Dezember 1988 über die Zuständigkeit und das

Verfahren der Gerichte zur Nachprüfung von Verwaltungs­
entscheidungen (GBl. I Nr. 28 S. 327).

§13

Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich entgegen den Bestimmungen dieser An­
ordnung Leistungen erbringt, ohne im'Besitz einer Zulas­
sungsurkunde gemäß § 7 Abs. 1 zu sein, kann mit einem Ver­
weis oder einer Ordnungsstrafe von 10 M bis 500 M belegt 
werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Vor­
teilsstreben oder innerhalb von 2 Jahren begangen und mit 
Ordnungsstrafen geahndet worden oder ist ein größerer Scha­
den verursacht worden oder hätte verursacht werden können, 
kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M ausgesprochen wer­
den.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem vom Vorsitzenden des Rates des Bezirkes festgelegten 
Mitglied des Rates des Bezirkes.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Ge­
setz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungs­
widrigkeiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§14

Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten
— die Anordnung vom 29. Dezember 1972 über die Ausfüh­

rung von Projektierungs- und Konstruktionsleistungen 
sowie damit im Zusammenhang stehende Leistungen 
durch Genossenschaften, private Handwerksbetriebe sowie 
private Ingenieure und Architekten (GBl. I 1973 Nr. 3 
S. 46),

— die §§ 1, 3, 4 und 5 der Anordnung Nr. 2 vom 25. Januar 
1982 über die Ausführung von Projektierungs- und Kon­
struktionsleistungen sowie damit im Zusammenhang ste­
hende Leistungen durch Genossenschaften, private Hand­
werksbetriebe sowie private Ingenieure und Architekten 
(GBl. I Nr. 7 S. 160) und

— der § 1 Abs. 2 der Anordnung Nr. 2 vom 25. Januar 1982 
> über die Erteilung von Projektierungsgenehmigungen zur

Ausführung bautechnischer Projektierungsleistungen und 
deren Registrierung — Genehmigungsanordnung — (GBl. I 
Nr. 7 S. 161)

außer Kraft.

(3) Die vor Inkraftsetzung dieser Anordnung auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften erteilten Projektierungs­
genehmigungen an Genossenschaften, private Handwerksbe­
triebe und die erteilten Zulassungen an private Architekten 
und Ingenieure behalten ihre Gültigkeit.

(4) Genossenschaften, private Handwerksbetriebe sowie 
private Architekten und Ingenieure können bei dem für sie 
zuständigen Bezirksbauamt eine Veränderung ihrer Projek­
tierungsgenehmigung bzw. Zulassung, insbesondere zur Auf­
hebung einschränkender Festlegungen, beantragen.

Berlin, den 5. Februar 1990

Der Minister 
für Bauwesen und Wohnungswirtschaft

Prof..Dr.-Ing. B a u m g ä r t e l


